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2 Einleitung1

Seit der Selbstenttarnung des National-
sozialistischen Untergrunds (NSU) im 
November 2011 kommen in regelmäßi-
gen Abständen skandalöse Erkenntnisse 
zur Rolle des Staates im NSU-Komplex 
ans Licht. Statt die immer länger werden-
de Liste sogenannter Ermittlungspannen 
abzuarbeiten, soll im Folgenden schlag-
lichtartig dargestellt werden, welche Ein-
sichten sich aus einer strukturalistisch-
materialistischen Perspektive auf den 
NSU-Komplex ergeben. Von besonde-
rem Interesse sind dabei die öffentliche 
Verarbeitung des NSU und das viel zitier-
te «Vertrauen in die Behörden». 
Die Ermittlungen zur Mordserie ziehen 
sich nun schon mehrere Jahre hin. Der 
Strafprozess vor dem Oberlandesgericht 
München wird nach mehr als 360 Ver-
handlungstagen voraussichtlich noch 
im Jahr 2017 zu Ende gehen. Obwohl im 
Zuge des Verfahrens immer wieder neue 
Teilskandale bekannt geworden sind, die 
auf eine mögliche Verwicklung diverser 
Sicherheitsbehörden und rechter Netz-
werke in den NSU-Komplex hinweisen, 
konzentriert sich der Staatsschutzsenat 
inzwischen explizit nur noch auf die Klä-
rung der Schuld der fünf Angeklagten. 
Auch das öffentliche Interesse an einer 
umfassenden Aufklärung hat kontinuier-
lich abgenommen: Statt um die Aufarbei-
tung der Rolle des Staates im NSU-Kom-
plex geht es in der öffentlichen Debatte 
zunehmend nur noch um die Hauptan-
geklagte Beate Zschäpe (Kaufhold 2015): 
Die Frage nach ihrer individuellen Schuld 
wird isoliert behandelt, sodass die Un-
tersuchung des Netzwerks des NSU aus 
KomplizInnen, HelferInnen und Mitwis-
serInnen sowie die Klärung der Mitver-
antwortung staatlicher Behörden, unter 

anderem durch die von ihnen im mehr 
oder weniger nahen Umfeld platzierten 
sogenannten Vertrauensleute («V-Leu-
te», also Spitzel aus der Szene), weiter in 
den Hintergrund rücken.2

Frustration und Empörung über die min-
destens aufklärungsunwilligen Behörden 
sind daher ebenso berechtigt wie nach-
vollziehbar (Funke 2015; aze 2017). Statt 
bei einer moralischen Verurteilung ste-
hen zu bleiben, ist es dringend notwen-
dig, einen Schritt weiter zu gehen und 
das behördliche und gesellschaftliche 
Desinteresse an einer fundamentalen 
Aufklärung im NSU-Komplex aus sozial-
wissenschaftlicher Perspektive staatskri-
tisch einzuordnen. Eine solche staatskri-
tische Analyse kann die journalistische 
Öffentlichkeit allein nicht leisten. Zwar 
verfolgten immerhin knapp drei Millio-
nen Menschen die TV-Trilogie zum NSU 
in der ARD («Mitten in Deutschland: 
NSU»).3 Doch zeitgleich zu dieser media-
len Empörung werden im Rahmen eines 
«autoritären Etatismus» die institutionel-
len Grundlagen der liberalen Gesellschaft 
zusehends ausgehöhlt und die Befugnis-
se der Exekutive weiter ausgebaut (vgl. 
Kannankulam 2008; Oberndorfer 2016; 
PROKLA-Redaktion 2016): Insbesonde-
re die Geheimdienste werden gestärkt 
und der parlamentarischen Kontrolle 
noch weiter entzogen (Pütter 2009; CILIP 
2008). Angesichts der generellen Schwä-
chung der Parlamente wird unter ande-

1  Wir danken Fabian Virchow und Friedrich Burschel für ihre 
wertvollen Hinweise und die Unterstützung.  2  Den Versuch 
einer umfassenden Darstellung der Mitverantwortung so-
wohl staatlicher Apparate als auch der Zivilgesellschaft stellt 
die «Anklage» des Tribunals «NSU-Komplex auflösen» (2017) 
dar.  3  Kritisch zur Trilogie vgl. Burschel (2016a); auch den Tat-
ort (NDR: «Verbrannt»), der das unaufgeklärte Verbrennen des 
gefesselten Ouri Jallohs in einer Dessauer Polizeizelle themati-
siert, sahen mehr als sieben Millionen ZuschauerInnen. 



3rem von postdemokratischen Zuständen 
gesprochen (Crouch 2004; Buchstein/
Nullmeier 2006), die das Vertrauen in das 
Staatswesen eigentlich im Kern erschüt-
tern müssten. 
Obwohl die substanzielle Bedrohung des 
deutschen Staates wohl noch nie so ge-
ring war wie zurzeit, werden die Kom-
petenzen der Sicherheitsbehörden zu-
nehmend erweitert und entsprechende 
Bedrohungsszenarien errichtet – Derrida 
hat diesen Reflex als «Autoimmunreak
tion» eines steril funktionierenden Staats
wesens beschrieben (Derrida 2006: 
127 ff.). Dabei richtet sich die Aufmerk-
samkeit vor allem auf eine vermeint-
liche Bedrohung von links und auf den 
Islamismus, während rechtsterroristi-
sche Bedrohungen, die sich insbeson-
dere gegen die in der Bundesrepublik 
lebenden Minderheiten richten, bei den 
Sicherheitsbehörden unterrepräsentiert 
sind – trotz der über 3.500 Angriffe auf 
Geflüchtete und deren Unterkünfte so-
wie über 200 Angriffe auf UnterstützerIn-
nen allein im Jahr 2016 (Deutsche Welle, 
26.2.2017).4

Was steckt hinter dieser verzerrten Bedro-
hungswahrnehmung und -bearbeitung? 
Wieso ist der Staat «auf dem rechten Au-
ge blind»? Etliche Untersuchungen und 
Beiträge zeichnen die Geschichte und 
Gegenwart rechter Gewalt in Deutsch-
land bis zum NSU anhand zahlreicher Bei-
spiele nach (vgl. etwa Röpke/Speit 2013; 
Förster 2014; Aust/Laabs 2014; Gensing 
2012) und machen dabei allesamt die 
klaren Grenzen einer umfassenden Auf-
klärung deutlich. Was jedoch oftmals 
fehlt – jenseits des ebenfalls dringend 
notwendigen Beitrags zur Geschichts-
schreibung und einer moralischen Verur-
teilung – ist eine Erklärung, die sich ganz 
grundsätzlich mit der rechten Schlagsei-

te der Staatsraison befasst: Der Staat ist 
eben nicht «auf dem rechten Auge blind» 
im Sinne eines zufälligen Handicaps, son-
dern hat an dieser einseitigen Perspektive 
ein strukturelles Interesse.
Um diese These zu untermauern und den 
Begriff der Staatsraison, der in kritischen 
NSU-Analysen eine gewisse Beliebtheit 
erlangt hat (vgl. Burschel 2013; Kleffner 
2016; Moser 2016), gesellschaftstheore-
tisch zu verorten, wird in Kapitel 2 auf die 
Erkenntnisse materialistischer Staatsthe-
orie und sozialstruktureller Ansätze zu-
rückgegriffen: Ihnen zufolge weist der 
kapitalistische Staat für unterschiedli-
che gesellschaftliche Kräfte spezifische 
Selektivitäten auf, die sich auch auf das 
Interesse des Staates an sich selbst er-
strecken. In Anlehnung an Gramsci kann 
zudem die sogenannte Zivilgesellschaft 
als Teil eines erweiterten Staates verstan-
den und die oft bemühte Dichotomie von 
Staat und Gesellschaft zugunsten einer 
Analyse hegemonialer Konstellationen 
aufgebrochen werden. Sozialstrukturell 
ist des Weiteren die Personalrekrutierung 
vor allem der repressiven Staatsapparate 
von Bedeutung, denen eine spezifische 
ideologische Färbung inhärent ist. 
Vor diesem theoretischen Hintergrund 
werden in Kapitel 3 die Grenzen der Auf-
klärung im NSU-Komplex anhand zwei-
er Beispiele erörtert: erstens anhand der 
sogenannten Kasseler Problematik, die 
ihre Brisanz vor allem der nach wie vor 
ungeklärten Anwesenheit eines Verfas-
sungsschutzmitarbeiters während des 
mutmaßlich letzten rassistischen NSU-
Mordes verdankt; und zweitens die so-

4  Ebenfalls unterrepräsentiert ist im öffentlichen Diskurs die 
Perspektive der von Rassismus Betroffenen – auch im Fall der 
Hinterbliebenen und Geschädigten des NSU-Terrors (vgl. Bozay 
et al. 2016; John et al. 2014; Simsek/Schwarz 2013). Der vorlie-
gende Artikel fokussiert demgegenüber auf Ermittlungen und 
Behördenlogiken. 



4 genannte Aktion Konfetti, die den Vor-
gang bezeichnet, dass unmittelbar nach 
der Selbstenttarnung des NSU im No-
vember 2011 im Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV)5 zahlreiche verfah-
rensrelevante V-Mann-Akten6 vernichtet 
worden sind. Ausgehend von diesen bei-
den Beispielen wird die These entfaltet, 
dass die Staatsraison einer umfassen-
den Aufklärung eine systemimmanente 
Grenze setzt, die sich je nach den histo-
risch-sozialen Kräfteverhältnissen in ei-
ner spezifischen Art und Weise darstellt. 
Diese Grenze manifestiert sich folglich 
auch in der Rolle der Behörden im Terror 

des NSU, wenn etwa das Vertrauen in die 
Rechtsstaatlichkeit allen Ungereimthei-
ten und Rechtsbrüchen zum Trotz siegt. 
Im Fazit wird diskutiert, inwiefern die 
Staatsraison auch der Zivilgesellschaft 
strukturell eingeschrieben ist: Das hege-
moniale Desinteresse weiter Teile der Ge-
sellschaft an einer Aufklärung ermöglicht 
überhaupt erst die behördliche Nicht
aufklärung und trägt zur Festigung einer 
bestimmten Interpretation von Staats-
raison grundlegend bei. Dies alles steht 
einer Aufklärung im NSU-Komplex ent-
gegen, der auch durch das Staatswohl 
keine Grenzen gesetzt werden sollten.

5  Der deutsche Inlandsgeheimdienst wird euphemistisch als 
Verfassungsschutz (VS) bezeichnet. Neben dem Bundesamt 
(BfV) gibt es 16 Landesämter (LfV). Aufgrund des Trennungsge-
bots verfügt der VS über keine polizeilichen Kompetenzen und 
ist ausschließlich mit Informationsbeschaffung beauftragt – 
etwa indem in Milieus, die als verfassungsfeindlich eingestuft 
werden, Verbindungspersonen (V-Personen, oft V-Männer) an-
geworben und als Quellen von BeamtInnen des VS geführt 
werden (V-Person-FührerIn).  6  Die Akten über von den Ge-
heimdiensten geführte Quellen aus dem Umfeld des NSU – ge-
gebenenfalls sogar aus der terroristischen Vereinigung selbst – 
sind Kernbestandteil der Kontroverse um die Nachweisbarkeit 
von NSU-Täterwissen in den Behörden. 



51 Merkels leeres Aufklärungsversprechen 
und Fritsches Staatswohl-Doktrin 

Für eine Annäherung an Staatsraison 
und Staatsschutz aus wissenschaftli-
cher Perspektive im Zusammenhang 
mit Versuchen der Aufklärung des NSU-
Komplexes hilft es, sich zwei paradig-
matische, zunächst widersprüchlich er-
scheinende Aussagen in Erinnerung zu 
rufen.
Auf der einen Seite steht Angela Merkels 
Rede am 23. Februar 2012 anlässlich der 
staatsoffiziellen Gedenkveranstaltung für 
die Opfer des NSU:
«Als Bundeskanzlerin der Bundesrepu-
blik Deutschland verspreche ich Ihnen: 
Wir tun alles, um die Morde aufzuklären 
und die Helfershelfer und Hintermänner 
aufzudecken und alle Täter ihrer gerech-
ten Strafe zuzuführen. Daran arbeiten alle 
zuständigen Behörden in Bund und Län-
dern mit Hochdruck. Das ist wichtig ge-
nug, es würde aber noch nicht reichen. 
Denn es geht auch darum, alles in den 
Möglichkeiten unseres Rechtsstaates 
Stehende zu tun, damit sich so etwas nie 
wiederholen kann» (Merkel 2012).
Bemerkenswert an Merkels Aussage ist 
insbesondere ihr Versprechen der Ko-
operation aller zuständigen Behörden bei 
der Aufklärung und Strafverfolgung der 
NSU-Morde mitsamt der Einbeziehung 
aller «Helfershelfer und Hintermänner». 
Damit untermauert die Bundeskanzlerin 
wenige Monate nach der (Selbst-)Enttar-
nung des NSU die damals medial präsen-
te Erwartung, dass Behördenkonkurrenz, 
Geheimniskrämerei, unzureichende 
Akteneinsichten oder Personalman-
gel der Aufklärung des NSU-Komplexes 
nicht im Weg stehen dürften.
Auf der anderen Seite steht eine Erklä-
rung von Klaus-Dieter Fritsche (CSU) vor 

dem ersten parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss des Bundestags zum 
NSU im Oktober desselben Jahres.7 Frit-
sche war dort als Zeuge geladen, weil er 
als Vizepräsident des Bundesamts für 
Verfassungsschutz (1996–2005) und 
Geheimdienstkoordinator im Bundes-
kanzleramt (2005–2009) während der 
NSU-Taten zentrale Posten im Sicher-
heitsapparat bekleidete:
«Dieser Vorbehalt [das Zurückhalten von 
Akten; Anm. d. Autoren] schützt zum 
Beispiel die Grundrechte einzelner un-
beteiligter Bürger. Darunter fallen auch 
die Daten von Mitarbeitern besonders 
sensibler Bereiche der Sicherheitsbe-
hörden. Aber auch die Funktionsfähig-
keit und das Wohl des Staates und sei-
ner Behörden ist in einem Kernbereich 
besonders geschützt. Es dürfen keine 
Staatsgeheimnisse bekannt werden, die 
ein Regierungshandeln unterminieren. 
Es darf auch nicht so weit kommen, dass 
jeder Verfassungsfeind und Straftäter 
am Ende genau weiß, wie Sicherheits-
behörden operativ arbeiten und welche 
V-Leute und verdeckten Ermittler im Auf-
trag des Staates eingesetzt sind. Es gilt 
der Grundsatz ‹Kenntnis nur wenn nötig›. 
Das gilt sogar innerhalb der Exekutive» 
(Fritsche 2012).

7  Parlamentarische Untersuchungsausschüsse werden jeweils 
für eine Legislaturperiode eingesetzt. Seit 2012 der erste parla-
mentarische Untersuchungsausschuss des Bundestages zum 
NSU eingesetzt wurde, kamen aufgrund der Verwicklungen di-
verser Landesbehörden nach und nach Ausschüsse in Sach-
sen, Thüringen, Brandenburg sowie allen Bundesländern, in 
denen der NSU Morde begangen hat, hinzu, mit Ausnahme 
von Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern (Pichl 2016). 
Im Unterschied zu den polizeilichen Ermittlungen und dem 
Münchner Strafprozess richtet sich der Aufklärungswille der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse auf die jeweili-
gen mit dem NSU befassten Exekutivorgane, die sich – so zu-
mindest der Anspruch – vor ihren VolksvertreterInnen zu ver-
antworten haben. 



6 Fritsches Aussage vor dem parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss zum 
NSU schränkt die versprochene Aufklä-
rung im NSU-Komplex wesentlich ein: 
Die «Funktionsfähigkeit und das Wohl 
des Staates und seiner Behörden» stün-
den in einem nicht näher definierten 
Kernbereich unter besonderem Schutz – 
auch innerhalb der Exekutive und damit 
erst recht gegenüber parlamentarischen 
Kontrollgremien und der Öffentlichkeit. 
Dies gelte insbesondere dann, wenn 
das Bekanntwerden von Staatsgeheim-
nissen Regierungshandeln gefährden 
könnte. Entscheidend ist, dass die De-
finition von «Staatswohl» und «funktio-
nierendem Regierungshandeln» dabei 
geheim ist bzw. den Geheimdiensten 
vorbehalten bleibt, die im Verborgenen 
als «Dienstleister für die Demokratie» 
(BfV-Präsident Maaßen auf verfassungs-
schutz.de) die freiheitliche demokratische 
Grundordnung schützen.
In seltener Offenheit hat Fritsche damit – 
gegenüber dem parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss sowie der kriti-
schen Öffentlichkeit – das Staatswohl 
zum obersten Staatsziel erklärt. Die kon-
sequente Aufklärung des NSU-Komple-

xes und der Verstrickungen der Behörden 
erscheint demgegenüber als nachran-
gig und sogar als kontraproduktiv, wenn 
durch eine Aufklärung das Staatswohl 
gefährdet und das Regierungshandeln 
unterminiert werden könnte. 
Zugespitzt formuliert bedeutet dies für 
die Lehren, die sich aus dem NSU-Kom-
plex ziehen lassen: Während Merkel auf 
einer staatstragenden Gedenkveran-
staltung erklärte, es gelte, «alles in den 
Möglichkeiten unseres Rechtsstaates 
Stehende zu tun, damit sich so etwas nie 
wiederholen kann», stellt Fritsche klar, 
dass es sich notwendigerweise wieder-
holen können muss, um das Funktio
nieren des Staates zu garantieren. Mit 
diesem Verständnis von Staatsschutz 
scheint über das oben zitierte Lippenbe-
kenntnis hinaus auch Merkel zufrieden 
zu sein. Das geht nicht nur aus ihren Äu-
ßerungen («Geheimes […] muss geheim 
bleiben können», Merkel 2016), sondern 
auch aus ihrer Personalpolitik hervor: Seit 
2014 ist Fritsche Merkels Staatssekretär 
im Bundeskanzleramt und Beauftragter 
für die Nachrichtendienste des Bundes 
und damit ranghöchster Beamter der In-
neren Sicherheit.



72 Strukturalistisch-materialistische 
Perspektiven auf die Rechtslastigkeit  
des Staates

Um den NSU-Komplex und seine regu-
lative Bearbeitung staatstheoretisch zu 
fassen, ist es notwendig, die staatssei-
tige Konstruktion von «Funktionsfähig-
keit» und «Wohl des Staates und seiner 
Behörden» nachzuvollziehen. Damit lässt 
sich der von Fritsche angesprochene, be-
sonders zu schützende «Kernbereich» 
konkretisieren und untersuchen, worin 
die Beschränkungen der Möglichkeiten 
rechtsstaatlicher Aufklärung liegen bzw. 
inwiefern Aufklärung dem «Staatswohl» 
gegenübersteht. 
Aus einer strukturalistisch-materialisti-
schen Perspektive auf den bürgerlich-ka-
pitalistischen Staat besteht seine zentrale 
Aufgabe darin, mittels allgemeiner Ge-
setze sowohl die rechtliche Gleichheit al-
ler BürgerInnen als auch das Privateigen-
tum vor allem an Produktionsmitteln zu 
sichern. Dadurch ermöglicht und garan-
tiert der Staat die Kapitalakkumulation 
im Sinne einer «Ermöglichungsagentur 
kapitalistischer Bewegung» (Lessenich 
2009: 134) und ist als Steuerstaat zu-
gleich auf wirtschaftliche Prosperität 
angewiesen. Insofern ist der Staat kein 
«geheiligtes Gefäß», das man mit unter-
schiedlichem Inhalt füllen könnte (Mül-
ler/Neusüß 1971: 8), sondern strukturell 
an das Kapitalverhältnis gebunden. Der 
Staat ist so weder Ausdruck eines allge-
meinen Willens der BürgerInnen noch 
beliebiges Instrument in den Händen ei-
niger weniger, sondern «Vergegenständ-
lichung eines strukturellen Klassen- und 
Ausbeutungsverhältnisses» und damit 
nur bestandsfähig, solange der Kapital-
verwertungsprozess gewährleistet ist 
(Hirsch 2005: 26). Infolgedessen ist er 

auch politisch nicht neutral gegenüber 
verschiedenen gesellschaftspolitischen 
Kräften, sondern parteiisch und mit eige-
nen Interessen ausgestattet (Offe 2006: 
115). Der Staat ist also keine Einrichtung 
zum Wohle der Menschen, sondern Ga-
rant für deren Ausbeutung mit dem Ziel 
der Kapitalverwertung. Kurz gesagt: Ein 
kapitalistischer Staat hat ein strukturelles 
Eigeninteresse an den dafür nötigen Rah-
menbedingungen – relativ unabhängig 
davon, welche Parteien und PolitikerIn-
nen gerade die politischen Positionen im 
Staat besetzen.
Aus dieser hier nur kurz umrissenen 
Funktion des Staates in kapitalistischen 
Gesellschaften lässt sich das oben pro-
blematisierte Spannungsfeld zwischen 
der Forderung nach Aufklärung einer-
seits und Staatswohl sowie Staatsraison 
andererseits näher beschreiben – nicht 
zuletzt im Hinblick auf die Verwicklung 
des hessischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz (LfV) in den Mord an Halit 
Yozgat in Kassel am 6. April 2006 sowie 
die Aktenvernichtung im Bundesamt für 
Verfassungsschutz.
Zunächst ist festzuhalten, dass der Staat 
kein monolithischer Block ist. Gera-
de verschwörungstheoretische Analy-
sen8 unterstellen oftmals den einen Ak-
teur Staat bzw. den einen Staatsapparat 

8  Unter Verschwörungstheorien verstehen wir hier Analysen, 
die selbst von einem Geheimwissen ausgehen und aus diesem 
ein einheitliches und intentional gelenktes Handeln des Staa-
tes ableiten. Im NSU-Komplex ist zum Beispiel der Blogger 
Fatalist (Arbeitskreise NSU, NSU-Leaks) zu nennen (Behrens/
Schwarz 2015). In keiner Weise meinen wir damit seriöse Po-
sitionen der Nebenklage und unabhängiger JournalistInnen, 
die offene Fragen als solche formulieren und dafür als «unred-
lich und unsachlich» diskreditiert werden – wie beispielsweise 
von der Bundesanwaltschaft in einem Hintergrundgespräch 
vor ausgewählten JournalistInnen (Südwestpresse, 25.1.2014). 



8 (meist ein Geheimdienst), der die Strip-
pen im NSU-Komplex zieht.9 Stattdessen 
agieren im Staat verschiedene Apparate, 
die von widerstreitenden Interessen auf-
grund gesellschaftlicher Kräfteverhält-
nisse und unterschiedlicher Historien 
durchzogen sind (Pichl 2015: 287 ff.). Das 
Verhalten «des Staates» im NSU-Kom-
plex setzt sich entsprechend aus Institu-
tionen mit widersprüchlichen Interessen 
zusammen, die diese in relativer Auto-
nomie voneinander vertreten. Ein Bei-
spiel hierfür sind die parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse zum NSU – 
in erster Linie der parlamentarische Un-
tersuchungsausschuss des Thüringer 
Landtags (Pichl 2016) –, die sich trotz des 
Widerstands staatlicher Sicherheitsap-
parate an tatsächlicher Aufklärungsar-
beit versuchen.
Staatsbehörden lassen sich ideologisch 
tendenziell als eher rechts und gegen 
linke Ideen ausgerichtet beschreiben. 
Linke Weltanschauungen wollen die 
Bedingungen der (Lohn-)Arbeit verbes-
sern. Das bedeutet gleichzeitig, die Ka-
pitalakkumulation zu erschweren, an 
der der bürgerliche Staat als deren «Er-
möglichungsagentur» wiederum ein 
wesentliches Interesse haben muss. 
Linke Politik richtet sich zudem oftmals 
gegen die staatliche, als zu restriktiv be-
urteilte Asylpolitik und gerät so in Kon-
flikt mit den entsprechenden staatlichen 
Behörden.10 Darüber hinaus bedroht sie 
zumindest als Oppositionsrhetorik die 
Sicherheitsapparate, wenn etwa der Ver-
fassungsschutz durch linke Parteien und 
Strömungen infrage gestellt wird: so et-
wa Avanti – Projekt undogmatische Lin-
ke, das den Verfassungsschutz als «po-
litisches Kampfinstrument gegen links», 
insbesondere in den Händen der CDU, 
begreift (Avanti 2012). Demzufolge will 

nicht nur die Partei DIE LINKE den Ge-
heimdienst abschaffen, sondern dieser 
auch die Partei (vgl. Petermann 2013). 
Im Unterschied dazu haben Rechtskon-
servative und Nazis mit einem mächtigen 
Staat, Geheimdiensten und staatlichen 
Institutionen, die der parlamentarischen 
Kontrolle weitgehend entzogen sind, 
grundsätzlich weniger Probleme, da ihr 
vigilantistisches Selbstverständnis eher 
auf die Erhaltung oder Verstärkung des 
rassistischen Normalzustands abzielt 
(vgl. Waldmann 2010; Quent 2016: 130–
163). Gerade die «repressiven Apparate» 
(Althusser11), die in erster Linie die mit 
Gewalt funktionierenden Institutionen 
umfassen – Justiz, Polizei, Militär, Ge-
heimdienste – stehen strukturell einem 
rechten Normensystem nahe. Nichts-
destotrotz zeigt sich die staatsoffizielle 
Politik gemäß dem Extremismusmodell 

9  Unter dem Dach des in Reaktion auf die Selbstenttarnung 
des NSU gegründeten Gemeinsamen Extremismus- und Ter-
rorismusabwehrzentrums (GETZ) arbeiten allein 40 verschie-
dene Behörden der Sicherheit zusammen: Bundeskriminal-
amt (BKA), Bundespolizei, Europol, Generalbundesanwalt, 
Zollkriminalamt, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, 16 Landes-
kriminalämter sowie die Geheimdienste Bundesamt für Ver-
fassungsschutz (BfV), Bundesnachrichtendienst, Militärischer 
Abschirmdienst und 16 Landesverfassungsschutzbehörden 
(LfV). Die meisten dieser Sicherheitsbehörden arbeiten zumin-
dest teilweise im Geheimen und haben aufgrund der föderalen 
Struktur und wechselnder Regierungsmehrheiten oftmals wi-
derstreitende Interessen bezüglich Priorisierung, Gefahrenein-
schätzung oder Arbeitsmethoden – unter anderem hinsichtlich 
ihrer jeweiligen V-Personen.  10  Ein gleichzeitig historisches 
wie auch aktuelles Beispiel ist der Versuch einer militanten 
Gruppe namens K.O.M.I.T.E.E., ein im Bau befindliches Ab-
schiebegefängnis bei Berlin im April 1995 zu zerstören. Ob-
wohl die versuchte Tat nach 20 Jahren verjährt ist, ermittelt 
die Bundesanwaltschaft weiterhin nach § 129a gegen drei Be-
schuldigte, lud 2016 eine Person aus deren Umfeld für Befra-
gungen nach Karlsruhe ein und drohte ihr mit Zwangsgeld und 
Beugehaft (vgl. Nowak 2016). Ähnliche Androhungen gegen-
über offensichtlich die Unwahrheit aussagenden ZeugInnen im 
Münchner NSU-Prozess sind bislang seitens des Gerichts nicht 
formuliert worden.  11  Althusser tendiert dazu, von einem ein-
heitlichen repressiven Staatsapparat zu sprechen, der sich aus 
einem «Ensemble» von Staatschef, Regierung und Verwaltung 
als Mittel der Exekutive, Streitkräften, Polizei, Justiz, Gerich-
ten usw. zusammensetzt. Ohne seiner Nomenklatur weiter zu 
folgen, geht es an dieser Stelle darum, dass dieses Ensemble 
über verschiedene Formen des Gewaltmonopols «den Staat 
definiert als repressive Ausführungs- und Interventionsmacht» 
(Althusser 1977: 115). 



9gleichermaßen gegen Links- als auch 
Rechtsextremismus eingestellt (vgl. 
Liebscher 2013). Dabei wird unterstellt, 
dass von beiden «Rändern» eine ver-
gleichbare Bedrohung ausgehe. Proble-
matisch ist an dieser Gleichsetzung ins-
besondere, dass zentrale Unterschiede 
im Gewaltpotenzial, das von rechten und 
linken Bewegungen ausgeht, eingeebnet 
werden: Auf den Punkt gebracht stellt 
Gewalt in linken Ideologien allenfalls ein 
(letztes) Mittel zur Schaffung einer Ge-
sellschaft der Gleichen dar, während 
die Vernichtung «unwerten» Lebens ein 
Kernbestandteil rechter Weltanschauun-
gen ist.
Die ideologische Rechtslastigkeit und 
der entsprechende Korpsgeist hängen 
wiederum eng mit der Personalrekrutie-
rung vor allem in den repressiven Staats-
apparaten zusammen. Besonders in 
Justiz, Polizei und Geheimdiensten re-
produzieren sich eher rechtskonserva-
tive und autoritäre Milieus. Eine Studie 
zur Kriminalitätswahrnehmung und Pu-
nitivität (Straflust) junger JuristInnen, die 
überwiegend das zukünftige (höhere) 
Personal in diesen repressiven Apparaten 
stellen, hatte 2014 zum Ergebnis, dass 
ein Drittel der JurastudentInnen die To-
desstrafe befürwortet und die Hälfte Fol-
ter in bestimmten Fällen für zulässig be-
trachtet (vgl. Streng 2014). 
Wie gut ein rechtes Weltbild auch in der 
Praxis mit einer Karriere in den Sicher-
heitsapparaten vereinbar ist, zeigen bei-
spielhaft folgende Personalien: Mit Hans-
Georg Maaßen folgte ein Rechtsaußen 
und Kirchenasylfeind auf Fromm als Prä-
sident des Bundesamts für Verfassungs-
schutz (vgl. Kallert/Gengnagel 2012). 
In Sachsen ist mit Gordian Meyer-Plath 
ein «Alter Herr» der rechten Burschen-
schaft Marchia Bonn Präsident des Lan-

desamts für Verfassungsschutz.12 Bereits 
vor über 20 Jahren – als die späteren Mit-
glieder des NSU ihre grundlegende po-
litische Sozialisation erfuhren – warf die 
Diskussion über den hohen Anteil an An-
hängerInnen der rechtskonservativen bis 
-radikalen Partei Die Republikaner unter 
PolizistInnen in den 1990ern ein Schlag-
licht auf die Verbreitung gruppenbezoge-
ner menschenfeindlicher Einstellungen 
in den Sicherheitsapparaten (vgl. CILIP 
1989; Bundesregierung 1994).
Im Zuge der französischen Präsident-
schaftswahlen 2017 wurde diese struk-
turelle Dimension der sicherheitsbe-
hördlichen Personalrekrutierung auch in 
Frankreich deutlich: Eine repräsentative 
Vorwahlumfrage in der französischen 
Gendarmerie ermittelte, dass 51 Prozent 
der PolizistInnen die Präsidentschafts-
kandidatin Marine Le Pen vom rechts-
nationalistischen Front National unter-
stützen (ifop 2017: 27). Dabei bildet das 
Personal in den repressiven Apparaten 
nicht einfach nur den Querschnitt der 
Einstellungen in der Bevölkerung ab (vgl. 
Decker et al. 2016), vielmehr ziehen die 
Sicherheitsbehörden RekrutInnen mit 
spezifischen, rechtsgerichteten Nor-
men- und Wertemustern an. Anlässlich 
der Terrorermittlungen der Bundesan-
waltschaft gegen den Bundeswehroffi-
zier Franco A. und der Aufdeckung wei-
terer rechtsmotivierter Vorfälle bei den 
deutschen Streitkräften sprach selbst der 
Wehrbeauftragte des Bundestags, Hans-
Peter Bartels (SPD), davon, dass die Bun-
deswehr eben «strukturell anfälliger» für 
Rechtsextremismus sei als andere Berei-
che der Gesellschaft (tagesschau 2017). 
Überproportional vertreten sind in den 
repressiven Staatsapparaten also nicht 

12  Als ehemaliger V-Mann-Führer des Neonazis Carsten Szcze-
panski ist Meyer-Plath selbst in den NSU-Komplex verwickelt. 



10 nur Staatsdiener, die «auf dem rechten 
Auge blind», sondern schlicht rechts 
sind.
Entscheidend ist im vorliegenden Zu-
sammenhang weniger die rechte und 
rassistische Einstellung einzelner Per-
sonen, sondern vielmehr die Struktur, 
die dahinter steht und dafür verantwort-
lich ist, dass der Staat selbst grundsätz-
lich wenig Interesse an einer Problema-
tisierung rechter Positionen hat (vgl. 
Schmidt/Greif 2017). Dieses Interesse ist 
umso geringer, wenn die Gefahr besteht, 
dass aus einer Problematisierung eine 
Staatskrise erwachsen könnte wie im Fall 
des NSU-Komplexes, in dem deutsche 
Behörden über Jahre hinweg mindes-
tens im Umfeld des neonazistischen Ter-
rornetzwerks tätig waren. 
Die Rechtslastigkeit des Staates ist kein 
Zufall. Eine hilfreiche Kategorie zu ih-
rer Erklärung ist der Begriff der struktu-
rellen Selektivität. Der Staatstheoretiker 
Nicos Poulantzas beschreibt damit in 
Anlehnung an Claus Offe, dass die unter-
schiedlichen Staatsapparate manchen 
gesellschaftlichen Kräften gegenüber of-
fener sind als anderen (Poulantzas 2002: 
165 f.). Die staatlichen Apparate filtern 
sozusagen je nach gegenwärtiger Kon-
figuration der gesellschaftlichen Kräf-
teverhältnisse bestimmte Politiken und 
politische Kräfte: Strukturell sind daher 
im bürgerlichen Staat die Kapitalakku-
mulation und damit die Interessen des 
Kapitals wichtig und besonders schüt-
zenswert (und damit für «Staatsschutz» 
konstitutiv) – unter anderem auch des-
halb, weil der Staat als Steuerstaat auf ei-
ne möglichst hohe Kapitalakkumulation 
angewiesen ist. Die einzelnen Apparate 
weisen dabei widersprüchliche Selektivi-
täten auf, weshalb die Vorstellung einer 
Staatsentität zurückgewiesen werden 

muss (vgl. Bretthauer 2006: 93). Poulant-
zas spricht von einer «Prioritätendetermi-
nation» in den verschiedenen Staatsap-
paraten (Poulantzas 2002: 166). Auf den 
NSU-Komplex bezogen sind deshalb ei-
ne funktionierende Wirtschaft und das 
Vertrauen des Kapitals in die (rechtsstaat-
lichen) Institutionen wichtiger für das 
Staatswohl als das Verhindern bzw. Auf-
klären von Morden an Menschen, die als 
MigrantInnen identifiziert werden: Deren 
Verunsicherung und Vertrauensverlust 
angesichts einer (nicht aufgeklärten) ras-
sistischen Mordserie erscheinen demge-
genüber als relativ irrelevant. Nicht zu-
letzt diese Prioritätensetzung bringt den 
kapitalismusimmanenten Rassismus 
zum Ausdruck (vgl. Hirsch 2005: 66 ff.).
Um die Dominanz rechter Interessen in 
bestimmten Staatsapparaten besser zu 
verstehen, ist es hilfreich, mit einer Er-
weiterung des Staatsbegriffs zu arbeiten, 
wie sie Antonio Gramsci vorgeschlagen 
hat: Er unterscheidet zwischen einem 
erweiterten, integralen und einem en-
gen, politischen Staat und tritt damit ei-
ner Vorstellung, die Staat und Zivilge-
sellschaft strikt voneinander trennt und 
einander gegenüberstellt, entgegen. 
Der erweiterte Staat umfasst dabei die 
sogenannte Zivilgesellschaft, die sich 
in Vereinen, Schulen, Gewerkschaften, 
Initiativen, (Medien-)Öffentlichkeit, Ver-
bänden oder Kirchen als Gesamtheit der 
gesellschaftlichen Formen direkt und 
indirekt auf den Staat und dessen Ord-
nung bezieht. Der enge Staat meint die 
Staatsapparate, also die politischen und 
rechtlichen Institutionen und Prozesse, 
die gemeinhin dem Staatsgebilde zuge-
rechnet werden. Die Befugnis, Zwangs-
mittel anzuwenden, ist im engen Staat 
angesiedelt, wobei der Staat eben nicht 
auf diese Institutionen und Prozesse re-



11duziert werden darf; vielmehr tritt die Zi-
vilgesellschaft neben diese staatliche 
Gewalt als weitere Form von Herrschaft 
(vgl. Demirović 2007: 25): «Staat = politi-
sche Gesellschaft + Zivilgesellschaft, das 
heißt Hegemonie, gepanzert mit Zwang» 
(Gramsci 1991 ff.: H4, 783). In den politi-
schen Apparaten ist mittels des Gewalt-
monopols mehr Gewalt und Zwang mög-
lich und notwendig, um die Hegemonie 
zu garantieren.13 Im erweiterten Staat der 
Zivilgesellschaft geht es dagegen poten-
ziell liberaler zu, womit es dort auch mehr 
Spielraum – etwa für moralische Empö-
rung und Forderungen nach Aufklärung 
des NSU-Komplexes – gibt. Allerdings ist 
der aktive Konsens oder die mindestens 
passive Zustimmung der zivilen Gesell-
schaft wesentlicher Bestandteil der He-
gemonie (vgl. Hirsch 2002: 60).
Zuletzt soll knapp an das «Interesse des 
Staates an sich selbst» (Offe 1975: 13) 
erinnert werden. Gerade im Bereich der 
Sicherheitsarchitektur lässt sich dies auf 
die repressiven Apparate anwenden: Oh-
ne Nazis und gelegentliche Gewalttaten 
stünden den Sicherheitsbehörden we-
niger öffentliche Mittel für die Bekämp-
fung rechter Verfassungsfeinde zur Ver-
fügung – sonst müsste an Personal und 
Sachmitteln gespart werden.14 So tragen 
oftmals gerade die Verfassungsschutz-
ämter zum Aufbau genau derjenigen 
Strukturen bei, die sie dann beobachten 
und als verfassungsfeindlich einstufen. 
Der militante Thüringer Heimatschutz 
(THS), aus dem der NSU hervorgegan-
gen ist (vgl. Jüttner 2013), ist hierfür ein 
markantes Beispiel: So sagte der Neonazi 
und THS-Anführer Tino Brandt aus, dass 
er große Teile seines Lohns als V-Mann 
des Landesamts für Verfassungsschutz 
Thüringen, insgesamt rund 200.000 DM, 
in den Aufbau der Strukturen des THS ge-

steckt hat (vgl. Gamma-Redaktion Leip-
zig 2012: 84). Weit bekannter ist jedoch 
das Beispiel des 2003 geführten NPD-
Verbotsverfahrens, das das Bundesver-
fassungsgericht aufgrund «mangelnde[r] 
Staatsfreiheit der Partei auf der Führungs-
ebene» ablehnte (Bundesverfassungsge-
richt 2003): Zu viele V-Personen ließen 
das Gericht an der Staatsferne der NPD 
zweifeln. Das Aufbauen solcher Struktu-
ren mit Amtsgeldern ist im linken Spek
trum weniger der Fall, da die Sicherheits-
dienste dazu weniger soziale Bezüge 
haben – sie sind ideologisch und sozial-
strukturell von linken Milieus weiter ent-
fernt als von rechten, in die sie oftmals so-
zial eingebettet sind.
Vor dem Hintergrund der hier nur kurz 
umrissenen gesellschaftstheoretischen 
Implikationen kritischer Staatsverständ-
nisse soll nachfolgend den Grenzen der 
Aufklärung im NSU-Komplex nachge-
gangen werden. Konzepte der struk-
turellen Selektivität und des integralen 
Staates tragen – vor dem Hintergrund 
personeller, ideologischer und institutio-
neller Abhängigkeiten – zur Analyse einer 
hegemonialen Konstruktion von Staats-
raison bei.

13  Wie Sabine Kebir (1991: 72) treffend formuliert: «In den 
modernen bürgerlichen Demokratien haben wir es mit einer 
Konsensbildung zu tun, die in hohem Maße auf der Ebene der 
Zivilgesellschaft stattfindet. Und doch weiß jeder, dass die po-
litische Gesellschaft auch heute in Reserveposition – aber nicht 
in Ruheposition – dahintersteht: Konsensbildend ist nicht nur 
der Sportverein, sondern auch die permanente Aktivität der ju-
ristischen Organe, welche eine wichtige Aufgabe gerade darin 
haben, das Anwachsen alternativen Potenzials in der Zivilge-
sellschaft zu verhindern, beispielsweise durch Berufsverbote 
für linke Lehrer. Konsensbildend ist nicht nur die Diskussion, 
sondern auch ein gelegentlicher Demonstrationstoter oder 
auch nur neue Einsatzgeräte der Polizei.»  14  Zumindest das 
Bundesamt für Verfassungsschutz muss trotz des «Versagens» 
und der zahlreichen «Pannen» im NSU-Komplex auch zukünftig 
nicht sparen – im Gegenteil: Der Geheimdienst bekommt mehr 
Personal (mutmaßlich 216 neue Planstellen) und mehr Geld, 
siehe hierzu: Busch (2016); Gössner (2013). 
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Auch mehr als fünf Jahre nach der Ent-
tarnung des NSU gibt es mehr Fragen 
als Antworten darauf, wie der NSU zwi-
schen 1999 und 2007 insgesamt zehn 
Morde und mehrere Bombenanschlä-
ge verüben konnte, ohne von den Si-
cherheitsbehörden gestoppt zu werden. 
Neun Mordanschläge richteten sich ge-
gen Kleinunternehmer aus Einwanderer-
familien in Nürnberg (2000, 2001, 2005), 
München (2001, 2005), Hamburg (2001), 
Rostock (2004), Dortmund (2006) und 
Kassel (2006). Zwei der Ermordeten, Ha-
lit Yozgat und Mehmet Kubaşık, besaßen 
die deutsche Staatsbürgerschaft und 
wurden dennoch in der Medienberichter-
stattung wie auch bei den Ermittlungen 
als «Ausländer» bezeichnet. Die media
le Öffentlichkeit übernahm und reprodu-
zierte damit die biologistische Rhetorik 
des NSU. Darüber hinaus wurde 2007 in 
Heilbronn die Polizistin Michèle Kiese-
wetter erschossen – ihr Kollege Martin 
Arnold wurde angeschossen. In Nürn-
berg (1999) und Köln (2001, 2004) verüb-
te der NSU zudem Sprengstoffanschläge 
gegen die migrantische Community, bei 
denen es zahlreiche Verletzte gab. Das 
sogenannte Trio aus Uwe Mundlos, Uwe 
Böhnhardt und Beate Zschäpe finanzier-
te diesen Terror und das Leben im Un-
tergrund mit mindestens 15 Bank- und 
Raubüberfällen und konnte sich auf ein 
bundesweites Unterstützernetzwerk aus 
Neonazis verlassen.

3.1 Die «Kasseler Problematik»:  
Der Verfassungsschutz am Tatort
Insbesondere der Mord an dem Inter-
netcafé-Betreiber Halit Yozgat am 6. 
April 2006 in Kassel birgt nach wie vor 
viele Ungereimtheiten. Mit dieser Tat 

endeten die NSU-Morde an migranti-
schen Mitbürgern. Zudem hielt sich mit 
Andreas Temme ein hessischer Verfas-
sungsschützer zur Tatzeit in Yozgats In-
ternetcafé auf, was die Frage nach einer 
möglichen Mittäterschaft des Geheim-
dienstes aufwarf. Zu jener Zeit wurde die 
sogenannte Ceska-Mordserie allein dem 
organisiert-kriminellen Milieu bzw. dem 
familiären Umfeld der Opfer zugeord-
net und in vielen Medien tendenziös als 
«Dönermordserie» (Virchow et al. 2015; 
Schaft 2013) bezeichnet. Temme mel-
dete sich nicht als Zeuge und stand an-
schließend selbst unter Mordverdacht – 
bis zur Einstellung des Verfahrens auf 
Anordnung des damaligen Innenmi-
nisters und heutigen hessischen Minis-
terpräsidenten Volker Bouffier Anfang 
2007. In den Vernehmungen verstrick-
te er sich – gedeckt von seinen Vorge-
setzten – in massive Widersprüche und 
Lügen. Temmes Vorgesetzter sprach 
diesbezüglich von einer «Kasseler Pro
blematik».15

Temme war Stammgast im Internetcafé 
der Yozgats.16 Nach dem Mord an Halit 
Yozgat berichtete ein junger Zeuge von 
einem Mann, der kurz vor den Knallge-
räuschen von seinem PC-Platz aufge-
standen sei. Die Kriminalpolizei veröf-
fentlichte einen Zeugenaufruf, auf den 
sich der Beamte allerdings nicht melde-

15  In einem von der Polizei abgehörten Telefonat diskutieren 
der vom Dienst suspendierte Temme und sein Vorgesetzter 
im hessischen Landesamt für Verfassungsschutz Frank-Ulrich 
Fehling, über den Stand der Ermittlungen. Fehling spricht von 
der «Kasseler Problematik und in der Kasseler Problematik sitzt 
du ja bisschen drin? Und so wie mir der Ho. erzählt hat, also 
der Kripo Ho., bei der Hausdurchsuchung hier hast du ja vieles 
zugegeben und das ist ja jetzt das Problem.» Laut TKÜ-Proto-
koll, 29.1.2014 (80. Verhandlungstag), Mitschriften von NSU-
Watch.  16  Die hier vorgestellte Zusammenfassung der Ereig-
nisse rund um Kassel beruht, falls nicht anders angegeben, auf 
dem Artikel «Der NSU-Komplex» (Die Welt, 22.2.2015). 



13te. Nach seiner Festnahme aufgrund von 
PC-Auswertungen gab Temme zu Proto-
koll, dass er sich im Hinblick auf seinen 
Besuch im Internetcafé im Tag geirrt und 
deshalb nicht als Zeuge gemeldet habe. 
Im Verlauf der Vernehmungen und unter 
Mordverdacht stehend folgte eine weite-
re Erklärung: Er habe seiner schwange-
ren Frau nicht zumuten wollen, dass sie 
von seinen dort gepflegten Sex-Chats er-
fahre.
Vom Mord will er als einziger Zeuge 
nichts mitbekommen haben. Konfrontiert 
mit einer akribischen Tatortnachtstellung, 
aus der seine Anwesenheit während des 
Mordes geschlussfolgert wurde, schil-
derte er seine Version des Geschehens 
folgendermaßen: Nach Beendigung sei-
nes Chats habe er den PC-Platz verlassen, 
um zu zahlen. Am Tresen habe er Yozgat 
nicht finden können – dieser lag zu jenem 
Zeitpunkt von zwei Kopfschüssen nie-
dergestreckt direkt hinter dem niedrigen 
Tresen. Temme habe ihn dann erfolglos 
vor der Eingangstür gesucht und sei an-
schließend zurück ins Café gegangen. Im 
Polizeivideo der Tatortnachstellung ver-
mied Temme jeden Blick hinter den Tre-
sen und legte mit abgewandtem Gesicht 
50 Cent darauf. Anklagefest konnte ihm 
so weder Mord noch Mitwisserschaft 
nachgewiesen werden. 
Des Weiteren verschwieg Temme den 
Ermittlern ein Telefonat kurz vor der Tat 
mit einem von ihm «betreuten» V-Mann 
aus dem Bereich Rechtsextremismus. 
Darauf angesprochen konnte er sich 
nicht mehr an den Inhalt des Gesprächs 
erinnern. Inzwischen ist bekannt, dass 
es sich bei seinem Gesprächspartner um 
den Neonazi Benjamin Gärtner – Deckna-
me Gemüse – handelte. Gärtner hatte so-
wohl Kontakte zur Neonazi-Szene in Ost-
deutschland als auch zum gewalttägigen 

Verein «Sturm 18» in Kassel und Dort-
mund (wo der NSU zwei Tage zuvor, am 
4. April 2006, den Kioskbesitzer Mehmet 
Kubaşık erschossen hatte). Ebenso ver-
neinte Temme, dienstlich Kenntnis von 
der Mordserie gehabt zu haben, obwohl 
seine Vorgesetzte Dr. Iris Pilling wenige 
Tage vor den NSU-Morden in Dortmund 
und Kassel eine E-Mail an alle V-Mann-
Führer zu den «7 Tötungsdelikten gegen 
polizeilich nicht auffällige Türken» gesen-
det hatte: «Gibt es Dinge, die VM [V-Män-
ner] dazu sagen könnten?» (NSU-Watch, 
17.6.2015). Mittlerweile hat die Fraktion 
der LINKEN im hessischen Landtag An-
zeige gegen Temme wegen uneidlicher 
Falschaussage erstattet: Dieser hatte vor 
dem parlamentarischen NSU-Untersu-
chungsausschuss des Bundestags be-
stritten, dienstlich Kenntnis von der da-
mals noch als Ceska-Morde bekannten 
Terrorserie gehabt zu haben – diese Aus-
sage ist nachweislich falsch (Frankfurter 
Rundschau, 22.3.2017).
Die verschiedenen Versionen und Aussa-
gen des hessischen Verfassungsschüt-
zers zum Mord an Yozgat sind wider-
sprüchlich und unglaubwürdig. Anfang 
2017 kam die unabhängige Londoner 
Forschergruppe Forensic Architecture 
in einem aufwendigen Gutachten mit 
Tatortnachbau zu dem Ergebnis, dass 
Temme den Körper Yozgats gesehen, 
die Schüsse gehört sowie das Schieß-
pulver gerochen haben muss (The Guar
dian, 7.4.2017). Doch zu diesem Zeit-
punkt hatte der Vorsitzende Richter 
im NSU-Prozess, Manfred Götzl, den 
Verfassungsschützer Temme trotz al-
ler Ungereimtheiten bereits für glaub-
würdig erklärt – zu groß war wohl seine 
Befürchtung, dass das Verfahren ohne 
eine solche Setzung scheitern könnte. 
Die vielfach zitierte Variante Temmes, 



14 «zur falschen Zeit am falschen Ort» ge-
wesen zu sein, war und ist weder für die 
im Mordfall ermittelnde Kriminalpoli-
zei noch für eine kritische Öffentlichkeit 
plausibel. Eine justiziable Verurteilung 
von Temme scheiterte bislang an einem 
Mangel an Beweisen. 
Hier zeigt sich ein grundlegender Wider-
spruch: Die polizeiliche Aufklärung eines 
Mordes an einem deutschen Staatsbür-
ger wird konterkariert durch den Schutz 
des Geheimdienstes. Dass Temme darü-
ber hinaus früher den Spitznamen «Klein-
Adolf» trug und dem hessischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz Temmes 
rechte Gesinnung bei seiner Einstellung 
bekannt war, passt in das beschriebene 
Rekrutierungsprofil des repressiven Ap-
parats Verfassungsschutz.
Als die Mordkommission bemerkte, dass 
sie mit Temme einen Mitarbeiter des Lan-
desamts für Verfassungsschutz Hessen 
des Mordes verdächtigte, liefen sowohl 
bei der Kriminalpolizei als auch beim 
Geheimdienst die Telefone heiß. Kolle-
gInnen ermittelten gegen «einen von ih-
nen». Zwar wurde Temme bereits wenige 
Stunden nach seiner Festnahme – ob-
wohl unter Mordverdacht stehend – wie-
der entlassen, jedoch wurden Büro und 
Wohnung durchsucht sowie seine pri-
vaten und dienstlichen Telefonate, auch 
mit Verfassungsschutzinterna, mitge-
schnitten. Für einen abgeschotteten Ge-
heimdienst ein Fiasko. Zudem fand man 
allerlei Belastendes: Waffen und schar-
fe Munition, rechte Propaganda, Schu-
lungsmaterial der Waffen-SS und ein 
Buch mit dem Titel «Immer wieder tö-
ten – Serienmörder und das Erstellen von 
Täterprofilen». Die Telefonmitschnitte do-
kumentieren unter anderem Gespräche, 
in denen es um Temmes Aussageverhal-
ten gegenüber der Polizei ging. So emp-

fahl ihm etwa der hessische Geheim-
schutzbeauftragte Gerald-Hasso Hess, 
«so nah wie möglich an der Wahrheit [zu] 
bleiben». Lakonisch eröffnete er ein Tele-
fonat: «Ich sag ja jedem: Wenn er weiß, 
dass irgendwo so was passiert, bitte 
nicht vorbeifahren.»17 Zudem lobte sein 
Vorgesetzter Fehling Temme nicht nur 
für seine «restriktiven» Aussagen gegen-
über der Kriminalpolizei, sondern auch 
für seine Offenheit gegenüber dem Di-
rektor des Landesamts für Verfassungs-
schutz Lutz Irrgang, dem Temme «alles 
dargestellt» habe. Genaueres wollte Feh-
ling am Telefon allerdings nicht hören: 
«Ich darf und will es nicht wissen» (NSU-
Watch, 9.4.2014 u. 26.2.2015).
Am Telefon wurde geübt, wie Temme 
seine Version des Geschehens bestmög-
lich gegenüber der ermittelnden Polizei 
darstellen könnte. Dabei rechneten die 
Geheimdienstler offenbar mit einer Te-
lefonüberwachung und waren sich der 
Grenzen des Sagbaren bewusst: Wenn 
«der ganze Spaß rum» sei, so Temme 
gegenüber einem Kollegen, «dann kann 
ich dir das Ganze mal am Stück erzählen, 
das ist am Telefon ein bisschen schlecht. 
Auch wegen dem ganzen anderen Drum-
rum, von wegen, dass ja auch niemand 
außerhalb auch nur irgendwas darüber 
erfahren darf … Da muss man ja bisschen 
aufpassen» (NSU-Watch, 26.2.2015). 
Auch das konspirative Treffen mit seiner 
Vorgesetzten Pilling auf einer Autobahn-
raststätte vor seiner Aussage bei der Po-
lizei als Mordverdächtiger hatte eventuell 
mit der «Kasseler Problematik» zu tun – es 
wurde von der Kriminalpolizei jedoch nur 
observiert, aber nicht abgehört.

17  Teilen der Nebenklage im Münchner Prozess ist zu verdan-
ken, dass diese verdächtige Aussage überhaupt bekannt ge-
worden ist – im Polizeiprotokoll des abgehörten Telefonats fehlt 
diese Stelle, erst die Nebenklage hatte 2015 die Abhörbänder 
nochmals akribisch gesichtet. 



15Die Ermittlungen der Kriminalpolizei ge-
gen den Verfassungsschützer Temme 
wurden jedoch nicht nur durch solche 
Unterredungen und strategische Be-
ratungen unterlaufen, sondern zudem 
noch mit Unterstützung des damaligen 
hessischen Innenministers Bouffier ak-
tiv behindert. Während bei den Ermitt-
lungen zur Ceska-Mordserie konsequent 
ein möglicher rechtsterroristischer Hin-
tergrund ausgeklammert wurde – was 
man vorsichtig formuliert als blinden 
Fleck bezeichnen könnte – verhinderten 
die Erinnerungslücken Temmes und de-
ren behördliche Unterstützung ganz kon-
kret eine Ausweitung der Ermittlung in 
Richtung «ausländerfeindliche Taten». 
Treffberichte Temmes mit dem Neonazi 
Gärtner wurden unter Verschluss gehal-
ten, der V-Mann erhielt keine Aussagege-
nehmigung. Obwohl die Kriminalpolizei 
um diese ersucht hatte, blieb das hessi-
sche Landesamt für Verfassungsschutz 
bei seiner Linie: Quellenschutz vor Straf-
verfolgung. Das Landespolizeipräsidium 
beobachtete damals eine «ausgeprägte 
Unterstützungshaltung» der Landesver-
fassungsschutzbehörde für Temme – ab-
gesegnet von Dienstherr Bouffier. «Wenn 
der Minister entscheidet, dass Quellen-
schutz vorgeht, dann habe ich das zu ak-
zeptieren», gab der damalige hessische 
Polizeipräsident, Norbert Nedela, dies-
bezüglich vor dem hessischen Untersu-
chungsausschuss rückblickend zu Proto-
koll (Frankfurter Rundschau, 26.4.2017). 
Der Innenminister schlug sich in dieser 
innerbehördlichen Auseinandersetzung 
um die Aufklärung eines Mordes also 
auf die Seite des Geheimdienstes, der 
in Person seines Geheimschutzbeauf-
tragten Hess mit «berechtigten Interes-
sen des LfV Hessen» argumentierte und 
vor einem «größtmöglichen Unglück für 

das Landesamt» warnte (NSU-Watch, 
6.8.2014). Die Kriminalpolizei konnte al-
so lediglich Fragenkataloge an Temmes 
V-Männer schicken, bei Vernehmungen 
durfte sie nicht anwesend sein, obwohl 
es dort auch um Alibis für den weiterhin 
unter Mordverdacht stehenden Verfas-
sungsschützer Temme ging.
Den kriminalpolizeilichen Ermittlun-
gen in der Ceska-Mordserie waren mit 
dem Quellenschutz unspezifische Gren-
zen bei ihrer Aufklärungsarbeit gesetzt, 
was auch zu Frustration bei den ermit-
telnden BeamtInnen der Kriminalpolizei 
führte, die Temme bis heute nicht glau-
ben (Frankfurter Rundschau, 1.7.2016). 
Der Schutz der Staatsinstitution Ver-
fassungsschutz wurde demnach hö-
her eingestuft als die Aufklärung einer 
neunfachen Mordserie; Staatsgeheim-
nisse wurden ganz im Sinne Fritsches 
geschützt, um die Regierungspraxis 
nicht zu gefährden – ohne über das Ar-
gument Quellenschutz hinaus wissen zu 
können, was diese Staatsgeheimnisse so 
schützenswert macht.
Im November 2011 flog der NSU auf und 
die Ceska-Mordserie wurde der Öffent-
lichkeit als neonazistische Terrorserie be-
kannt. Das gesellschaftliche und mediale 
Interesse am NSU und dessen Hinter-
grund war anfangs enorm. Das Schred-
dern verfahrensrelevanter Akten, die Ver-
strickung diverser Geheimdienste und 
eines weitverzweigten V-Mann-Netzes 
führten zu Forderungen nach einer Auf-
klärung des Rechtsterrors – und auch 
nach einer Klärung der Verantwortung 
der Behörden. Die politisch Verantwortli-
chen organisierten Anfang Februar 2012 
in Berlin eine zentrale Gedenkfeier für die 
Opfer des NSU, in deren Rahmen Merkel 
ihr bekanntes Aufklärungsversprechen 
abgab. Das bedeutet für Hessen: Ging 



16 es 2006 noch «lediglich» um die mögli-
chen Verstrickungen des Landesamts für 
Verfassungsschutz in eine Mordserie, in 
der es mutmaßlich um «Ausländer-Krimi-
nalität» ging, mussten nach der Selbst-
enttarnung des NSU Ministerpräsident 
Bouffier und die hessischen Apparate ge-
schützt werden, um nicht als Mitwisser 
und/oder Vertuscher einer Nazi-Mordse-
rie zu gelten – darunter auch ein Mord an 
einer Landespolizistin.
Wie umfassend die Gültigkeit der Dok
trin «Staatswohl vor Aufklärung» ist, zeigt 
sich in Hessen anhand des Umgangs 
des dortigen Verfassungsschutzes mit 
dem in München tagenden NSU-Pro-
zess und den Untersuchungsausschüs-
sen in Bund und Ländern. Als Temmes 
Neonazi-V-Mann Gärtner im Dezem-
ber 2013 vor dem Münchner Gericht als 
Zeuge vor allem zur möglichen Verwick-
lung Temmes in den Kasseler Mord aus-
sagen musste, stellte ihm das hessische 
Landesamt für Verfassungsschutz einen 
staatlich bezahlten Zeugenbeistand zur 
Verfügung. Dieser «unterstützte» Gärtner 
unter dem Protest der Nebenklage bei 
der Beantwortung der Fragen und ach-
tete penibel auf die Einhaltung der äu-
ßerst restriktiven Aussagegenehmigung 
(NSU-Watch, 4./5.12.2013). Bereits zu-
vor wurde Gärtner von Mitarbeitern des 
hessischen Verfassungsschutzes aufge-
sucht und auf seine Vernehmung beim 
Bundeskriminalamt und im Prozess vor-
bereitet, ähnlich wie zuvor Temme selbst. 
Beim Bundeskriminalamt konnte Gärtner 
mehrfach aufklärungsrelevante Fragen – 
etwa danach, ob Temme ihn, wie von 
seiner Vorgesetzten gefordert, im März 
2006 auf die Ceska-Mordserie angespro-
chen habe – mit der Begründung unbe-
antwortet lassen, dass sich seine Aussa-
gegenehmigung nur auf die Zeit ab April 

2006 erstrecke. Der Geheimdienst küm-
merte und kümmert sich weiterhin um 
seinen ehemaligen Nazi-Spitzel, obwohl 
dieser inzwischen vom Bundeskriminal-
amt dem sehr nahen NSU-Unterstützer-
umfeld zugerechnet wird: Gemüse alias 
Gärtner ist die Nummer elf auf einer Lis-
te mit 129 möglichen UnterstützerInnen 
des «Trios» (Hessischer Landtag 2013).
Aus der erneuten Auswertung der Te-
lefonüberwachung von Temme sowie 
seines Kalenders wurde nach Aufde-
ckung des NSU 2011 zudem rekonstru-
iert, dass Gärtner sich zum Zeitpunkt der 
NSU-Morde im Juni 2005 in Nürnberg 
und München aufhielt und von dort mit 
seinem V-Mann-Führer telefonierte. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es nur kon-
sequent, dass Temme und Gärtner auch 
etwa eine Stunde vor dem Mord in Kas-
sel an Yozgat miteinander telefonierten – 
länger als elf Minuten. Bei dem Gespräch 
ging es angeblich nur um eine Termin-
vereinbarung, an weitere Inhalte können 
sich beide nicht erinnern. Dass sie das 
auch nicht müssen, haben sie letzten En-
des dem jetzigen hessischen Minister-
präsidenten Bouffier zu verdanken. Als 
damaliger Dienstherr von Landespolizei 
und Landesverfassungsschutzbehörde 
hat er die politische Verantwortung für 
die mindestens mangelhafte Kooperation 
der hessischen Behörden im NSU-Kom-
plex zu tragen: Wie der 2006 im Mord-
fall Yozgat leitende Staatsanwalt Götz 
Wied vor dem hessischen NSU-Untersu-
chungsausschuss bestätigte, habe man 
die V-Leute Temmes aufgrund einer Ent-
scheidung Bouffiers nicht vernehmen 
dürfen (Huber 2015).18 

18  Das Verweigern der Aussagegenehmigungen bestätigte 
Wied kürzlich im NSU-Bundestagsuntersuchungsausschuss 
vom 15.12.2016 (eigene Mitschrift, A. K.). Siehe hierzu auch: 
Deutscher Bundestag 2012b. 



17Bouffier definiert Staatswohl derart, 
dass an Aufklärung gar nicht erst zu den-
ken ist: In erster Linie geht es darum, 
die Quellen des Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu schützen, damit dessen 
geheime Arbeitsweise nicht publik wird. 
An Aufklärung ist der Landespolitiker 
deshalb wenig interessiert – obwohl die 
Rolle der V-Leute in der Mordserie un-
geklärt ist. Im Fall Temme steht sogar im 
Raum, dass ein Mord möglicherweise 
konkret unter den Augen eines V-Mann-
Führers aus einem Landesamt stattfand. 
Auch in der Posse um die Einsetzung ei-
nes parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses in Hessen zeigte sich der 
fehlende Wille, den NSU politisch auf-
zuarbeiten und die «Kasseler Problema-
tik» zu durchleuchten. Die CDU und der 
grüne Koalitionspartner verhinderten lan-
ge die Einrichtung eines Untersuchungs-
ausschusses und enthielten sich bei der 
Abstimmung über dessen Einsetzung im 
Mai 2014 der Stimme. Bouffier behinder-
te die damaligen und aktuellen Ermitt-
lungen gegen den Verfassungsschützer 
Temme durch Versagung einer ange-
messenen Aussagegenehmigung, um 
das ominöse «größtmögliche Unglück 
für das Landesamt» (Hess) abzuwenden 
(NSU-Watch, 6.8.2014).19

Diese Begründung für den Vorrang des 
Quellenschutzes vor der Strafermittlung 
schließt direkt an Fritsches Doktrin an, 
der zufolge keine Staatsgeheimnisse 
bekannt werden dürfen, die das Regie-
rungshandeln beeinträchtigen könnten. 
Ob dieses Regierungshandeln in Hessen 
«nur» durch die polizeilichen Einblicke 
in die V-Personen-Praxis gefährdet wä-
re, muss Spekulation bleiben – und dies 
noch weitere 120 Jahre: So lange dauert 
nämlich die Sperrfrist für einen internen, 
streng geheimen Bericht des hessischen 

Verfassungsschutzes zur «Kasseler Pro-
blematik». Im Falle eines (nach wie vor 
amtierenden) Ministerpräsidenten könn-
te allerdings allein schon die Beschädi-
gung des Amtes das Regierungshandeln 
beeinträchtigen. Das wiederum wäre der 
Fall, hätte sich im Zuge der nunmehr un-
möglich gemachten Ermittlungen he-
rausgestellt, dass Bouffier die Tarnung 
des NSU-Netzwerkes aktiv aufrechter-
halten hätte. Vor dem Hintergrund der 
eingangs diskutierten Staatstheorie er-
scheint dieses Verständnis von Staats-
schutz allerdings nur konsequent: Wenn 
die Kernaufgabe der repressiven Appara-
te darin besteht, das Vertrauen in wich-
tige staatliche Institutionen zu erhalten, 
handeln sie im «Interesse des Staates 
an sich selbst». Was unter Staatsschutz 
zu verstehen ist, bestimmen allein die 
StaatsschützerInnen. Eine Aufdeckung 
der möglichen Mitwisserschaft staatli-
cher Behörden im NSU-Komplex zu ver-
hindern fällt genau in den so verstande-
nen Aufgabenbereich der sogenannten 
Sicherheitsbehörden. Diesen Kernauf-
gaben lässt sich jedoch nicht mit Ver-
schwörungstheorien, sondern vielmehr 
mit einer strukturellen Analyse der Praxis 
staatlicher Apparate innerhalb unseres 
Gesellschaftssystems näherkommen.

3.2  Die «Aktion Konfetti»:  
Schreddern als Staatsschutz
Während die ungeklärte Anwesenheit 
eines Verfassungsschützers bei der Er-
mordung Halit Yozgats durchaus für 

19  Mittlerweile steht aufgrund neu vorgelegter hessischer Un-
terlagen im Raum, dass Temme nicht nur Gärtner aus dem Be-
reich Rechtsextremismus führte, sondern weitere Informanten 
und V-Personen aus der Nazi-Szene. Auf eine entsprechende 
Frage von Petra Pau (MdB, DIE LINKE) vor dem parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss zum NSU vom 15.12.2016 
reagierte Temmes ehemalige Vorgesetzte Pilling ausweichend 
und verschob ihre Antwort in eine geheim tagende Ausschuss-
sitzung (eigene Mitschrift, A. K.). 



18 öffentliches Interesse sorgte, traf dies 
im Fall der «Aktion Konfetti» nur zu Be-
ginn zu: Im Juni 2012 wurde bekannt, 
dass am 11. November 2011, unmittel-
bar nach dem Bekanntwerden des NSU 
am 4. November 2011, zahlreiche ver-
fahrensrelevante Akten im Bundesamt 
für Verfassungsschutz geschreddert 
worden waren (Süddeutsche Zeitung, 
29.6.2012). Seitens der Verantwortli-
chen wurde wiederholt betont, dass es 
sich bei der Vernichtung der Akten um 
eine Panne gehandelt habe oder dass die 
Löschung aufgrund von Fristen notwen-
dig gewesen sei.
In der Folge befasste sich der erste par-
lamentarische Untersuchungsausschuss 
des Bundestags zum NSU mit dem Ver-
dacht einer bewussten Vertuschung in-
nerhalb des Verfassungsschutzes und 
lud sowohl den verantwortlichen Refe-
ratsleiter, Lothar Lingen (Dienstname), 
als auch den im Laufe des Skandals zu-
rückgetretenen Präsidenten des Bun-
desamts für Verfassungsschutz, Heinz 
Fromm, als Zeugen vor. Letzterer war je-
doch weit davon entfernt, eine absicht-
liche Aktenvernichtung einzugestehen. 
Fromm konnte zum damaligen Zeit-
punkt noch glaubhaft verneinen, dass 
es für das Schreddern «irgendwann eine 
nachvollziehbare Erklärung geben wird» 
(Deutscher Bundestag 2012a: 7). Nach-
dem Lingen sein Handeln 2012 zu seiner 
Entlastung noch mit einer Mischung aus 
Datenschutz und Dienst nach Vorschrift 
begründet hatte – eine laut SPD wider-
sprüchliche Konstruktion (SPD Bundes-
tagsfraktion 2012) –, tauchte vier Jah-
re später eine solche Erklärung auf: Am 
29. September 2016 wurde im zweiten 
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss des Bundestags das Protokoll ei-
ner Vernehmung Lingens vom 24. Okto-

ber 2014 durch das Bundeskriminalamt 
bekannt, das Lingen als Beschuldigten 
vernommen hatte: 
«Mir war bereits am 10./11. November 
2011 völlig klar, dass sich die Öffentlich-
keit sehr für die Quellenlage des BfV in 
Thüringen interessieren wird. Die blo-
ße Bezifferung der seinerzeit in Thürin-
gen vom BfV geführten Quellen mit acht, 
neun oder zehn Fällen hätte zu der – ja 
nun auch heute noch intensiv gestell-
ten – Frage geführt, aus welchem Grun-
de die Verfassungsschutzbehörden über 
die terroristischen Aktivitäten der drei 
eigentlich nicht informiert worden sind. 
Die nackten Zahlen sprachen ja dafür, 
dass wir wussten, was da läuft, was aber 
nicht der Fall war. Und da habe ich mir 
gedacht, wenn der quantitative Aspekt, 
also die Anzahl unserer Quellen im Be-
reich des THS (Thüringer Heimatschutz) 
und in Thüringen, nicht bekannt wird, 
dass dann die Frage, warum das BfV von 
nichts gewusst hat, vielleicht gar nicht 
auftaucht» (Die Welt, 1.10.2016).
Noch 2012 konnte Fromm explizit be-
streiten, «dass noch andere Dinge mir 
zur Kenntnis gekommen wären aus der 
Vergangenheit, die dann irgendwann 
auch bekannt werden und die dann oh-
nehin später […] zu einer Ruhestands-
versetzung geführt hätten» (Deutscher 
Bundestag 2012a: 18 f.). Inzwischen sind 
diese Dinge jedoch bekannt: Entgegen 
der jahrelangen offiziellen Verlautbarun-
gen war das Schreddern der Akten kein 
Versehen oder irgendwelchen Lösch-
fristen geschuldet, sondern offenbar ein 
bewusster Akt im Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, um die Rolle des Geheim-
dienstes im NSU-Komplex zu verschlei-
ern.
Durch Lingens Aussage gegenüber dem 
Bundeskriminalamt, die dieser im zwei-



19ten parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss nicht bestritt, sondern mit 
«ich dachte, das Gespräch sei vertrau-
lich gewesen»20 kommentierte, wird zu-
dem die Rolle der Bundesanwaltschaft 
im Münchner NSU-Prozess deutlicher.21 
Die Bundesanwaltschaft beharrte auch 
2015 noch auf Aussagen, die den Ge-
heimdienst entlasten – obwohl ihr seit 
2014 das Protokoll mit Lingens Erläu-
terungen zur Verschleierungsabsicht 
vorlag. Als 2015 VertreterInnen der Ne-
benklage beantragten, den mutmaßlich 
für das Schreddern verantwortlichen 
Referatsleiter Lothar Lingen als Zeu-
gen im NSU-Prozess zu laden, wurde 
dies vom Gericht – der Bundesanwalt-
schaft folgend – abgelehnt (NSU-Watch, 
17.2.2016).
Formal ist das Aufnehmen von Strafver-
folgung eine der Kernaufgaben der Bun-
desanwaltschaft22 – im «Staatsschutz-
senat» scheint ihre wichtigste Aufgabe 
allerdings im Sinne der Staatsraison da-
rin zu bestehen zu verhindern, dass die 
Rolle, die staatliche Apparate im NSU-
Komplex spielen, bekannt wird. Entspre-
chend forderte sie die Ablehnung des 
Nebenklageantrags zur Zeugenverneh-
mung Lothar Lingens, obwohl sie um 
dessen Motivlage aufgrund seiner Aus-
sage beim Bundeskriminalamt von 2014 
wissen musste – der Nebenklageantrag 
sei «aufs Blaue hinein und entgegen aller 
bislang vorliegenden Erkenntnisse spe-
kulativ» (Deutsche Welle, 5.10.2016).
Die Bundesanwaltschaft hat also vor Ge-
richt zugunsten des Bundesamts für Ver-
fassungsschutz wider besseres Wissen 
die von Merkel versprochene Aufklärung 
behindert und offen gelogen. Dies mag 
zwar moralisch verwerflich sein und gar 
einen Rechtsbruch darstellen, folgt aber 
dem institutionellen Interesse des engen 

Staates an sich selbst – und diesem Inter-
esse ist im NSU-Komplex die Aufklärung 
institutionell nachgeordnet.
Um Aufklärung bemüht sind dagegen 
Teile der Nebenklage im NSU-Prozess: 
Sie erstatteten im Oktober 2016 Anzeige 
gegen Lothar Lingen wegen Strafvereite-
lung, Urkundenunterdrückung und Ver-
wahrungsbruch. Die zuständige Staats-
anwaltschaft Köln sah jedoch zunächst 
keinen Anlass, gegen Lingen zu ermit-
teln. Sie war weiterhin davon überzeugt, 
dass Lingen davon ausgegangen war, die 
Akten seien vernichtungsfähig und ver-
nichtungspflichtig gewesen – damit sei 
der Vorsatz der Strafvereitelung nichtig 
(Spiegel Online, 10.11.2016). Inzwischen 
hat die Kölner Staatsanwaltschaft jedoch 
aufgrund neuer Hinweise Ermittlungen 
gegen Lingen wegen Urkundenunter-
drückung und Verwahrungsbruch aufge-
nommen (WDR, 22.11.2016) – zuvor hat-
te Katharina König (Obfrau der LINKEN 
im thüringischen parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss) von einem Frei-
fahrtschein zur Vertuschung gesprochen 
(Thüringer Allgemeine, 11.11.2016). In-
wiefern diese Ermittlungen gegen den 
Verfassungsschützer der Aufklärung der 
Rolle des Bundesamts für Verfassungs-
schutz im NSU-Komplex dienlich sein 

20  Eigene Mitschrift (A. K.), Sitzung des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses vom 29.9.2016.  21  Zur Rolle 
der Bundesanwaltschaft im Münchner Staatsschutzprozess 
siehe Burschel (2016b) sowie Schmidt/Greif (2017), die auch 
auf das «silencing» der vom NSU-Terror Betroffenen vonsei-
ten des Senats und der Bundesanwaltschaft eingehen.  22  Als 
«politischer Beamter» ist der Generalbundesanwalt nach § 54 
Bundesbeamtengesetz weisungsgebunden und hat mit den 
politischen Zielen der Bundesregierung übereinzustimmen – 
er kann jederzeit in vorzeitigen Ruhestand versetzt werden. 
Regierungskritisches Beharren auf Rechtsgrundsätzen ist 
damit auf politisches Wohlwollen angewiesen. Die Staats-
anwaltschaft ist zwar Teil der Exekutive, unterliegt aber dem 
Legalitätsprinzip und müsste laut BVerfG zur «Ermittlung des 
wahren Sachverhalts» verpflichtet sein und als «Garantin der 
Rechtsstaatlichkeit» auftreten (Rautenberg 2016: 39). Für eine 
historische Analyse des Vorwurfs der «politischen Motivation 
staatsanwaltschaftlicher Sachentscheidungen» siehe Carsten/
Rautenberg (2012). 



20 werden, muss sich zeigen. Lingen hat 
jedenfalls in einer ersten Vernehmung 
zu den Vorwürfen geschwiegen, sodass 
kaum an eine Aufarbeitung der Verant-
wortlichkeiten im Geheimdienst für die 
Vernichtung der V-Personen-Akten zu 
denken ist.

3.3  Vertrauen in die Behörden statt 
staatswohlgefährdende Aufklärung
Kölner Staatsanwaltschaft und Bundes-
anwaltschaft haben mit ihrem Agieren 
im NSU-Komplex den inneren Zusam-
menhalt der repressiven Apparate ver-
anschaulicht. Der Kitt, der diese oftmals 
konkurrierenden und widerstreitenden 
Apparate zusammenhält, lässt sich am 
besten mit Staatsraison umschreiben: 
Ihr fühlen sich die einzelnen Akteure ver-
bunden und verpflichtet. Diese den Ap-
paraten und ihrem Personal strukturell 
eingeschriebene Staatsraison steht ei-
ner fundamentalen und damit einer po-
tenziell auch staatswohlgefährdenden 
Aufklärung des NSU-Komplexes ganz 
offensichtlich entgegen – ob im Münch-
ner Strafprozess oder in den Untersu-
chungsausschüssen. Die Staatsraison 
existiert nicht als einheitlicher Block, 
sondern wird zwischen den verschie-
denen Apparaten je nach sozialen Kräf-
teverhältnissen und politischen Kosten 
ausgehandelt. Erschütterungen wie das 
Öffentlich-Werden des NSU können 
durchaus zu polizeilichen Ermittlungen 
gegen Geheimdienste führen – wie die 
Fälle Temme und Lingen exemplarisch 
zeigen –, bevor sich wieder ein einheit-
licher Diskurs über staatliche Behörden 
herstellt und sich der diskursive Zwi-
schenraum für Zweifel und Kritik erneut 
schließt. So kann Merkel im November 
2016 in Köln vor Betroffenen des NSU-
Terrors ungeachtet aller oben dargestell-

ten Behördenvertuschung behaupten, 
die parlamentarischen Untersuchungs-
ausschüsse des Bundestags würden da-
zu beitragen, «dass sich mehr Menschen 
Gedanken darüber machen können, wel-
chen wichtigen, ich sage: ja, unverzicht-
baren Beitrag die Nachrichtendienste 
für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland leisten» (Merkel 2016).
Entgegen aller faktisch begründeten 
Zweifel siegt so das vielzitierte Vertrau-
en in die Behörden. Die Ende Septem-
ber 2016 bekannt gewordene bewusste 
Täuschung der Bundesanwaltschaft im 
Verbund mit dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz im NSU-Strafprozess sorg-
te für keine nennenswerte Empörung – 
obwohl doch allein dieser Vorgang zur 
Skandalisierung, zu Suspendierungen 
politisch Verantwortlicher (die Fromm 
für sich 2012 noch selbstbewusst aus-
geschlossen hatte) und zu parlamentari-
schen Dynamiken hätte führen müssen, 
die in Forderungen nach der Abschaf-
fung oder zumindest nach einer effekti-
veren Kontrolle der Dienste hätten gip-
feln müssen. Stattdessen beschäftigten 
sich die Meldungen zum NSU am Tag, 
als Lingens Aussage bekannt wurde, 
mit Beate Zschäpe, die sich erstmals 
im Münchner Prozess zu Wort gemel-
det hatte («Zschäpe bricht ihr Schwei-
gen», tagesschau.de, 29.9.2016). Deut-
lich schwerwiegender als Zschäpes erste 
selbstgesprochene Verlautbarungen im 
Gerichtssaal, die wenig zur Aufklärung, 
aber viel zur Befriedigung des medialen 
Interesses an der angeblich letzten Über-
lebenden des sogenannten NSU-Trios 
beitrugen, sind die Täuschung und Irre-
führung des Gerichts, der Hinterbliebe-
nen und der Öffentlichkeit durch die Bun-
desanwaltschaft sowie das Bundesamt 
für Verfassungsschutz, was in den Me



21dien bislang weitestgehend unberück-
sichtigt blieb.23 
Für die (hegemoniale) Konstruktion von 
«Vertrauen in die Behörden», die nicht 
nur vom «engen Staat» (z. B. Bundesan-
waltschaft, Gericht, Verfassungsschutz), 
sondern auch vom «integralen Staat»  
(z. B. Medien, Gewerkschaften, Bildungs
einrichtungen) betrieben wird, spielt ins-
besondere das Aussageverhalten der 
ZeugInnen bzw. der Umgang mit diesem 
Verhalten eine herausragende Rolle: Vor 
allem Personen aus den repressiven Ap-
paraten zeigten sich in der gesellschafts-
politischen Aufarbeitung des NSU-Kom-
plexes – besonders im Strafprozess und 
vor den parlamentarischen Untersu-
chungsausschüssen – oftmals wenig 
kooperativ und beriefen sich in heiklen 
Punkten erfolgreich auf Erinnerungslü-
cken. 
Das gilt insbesondere für den Fall Tem-
me: Die taktische Form der impliziten 
Aussageverweigerung war derart er-
folgreich, dass die Rolle des hessischen 
Landesamts für Verfassungsschutz bei 
der Ermordung Halit Yozgats in vieler-
lei Hinsicht weiterhin strittig bleiben 
muss. Zahlreiche Indizien – von zurück-
gehaltenen Akten und Falschaussagen 
über konspiratives Verhalten und res
triktive Aussagegenehmigungen bis 
hin zu unabhängigen Gutachten (Foren-
sic Architecture) – legen nahe, dass das 
staatsseitige Narrativ «zur falschen Zeit 
am falschen Ort» Temmes Bedeutung 
in der «Kasseler Problematik» alles an-
dere als vollständig abbildet. Trotz zahl-
reicher Fragezeichen und Widersprü-
che wird Temme – wie beschrieben – im 
NSU-Strafprozess vom Strafschutzse-
nat dennoch als glaubwürdig eingestuft 
(Burschel 2016c). Wäre das nicht der 
Fall, wären zentrale Punkte der Anklage-

schrift hinfällig und würden direkt in ei-
ne Berufung münden – man müsste den 
längsten Prozess der BRD-Geschichte 
aufgrund einer potenziellen Verwicklung 
eines Staatsapparats in die rassistische 
Terrorserie komplett neu aufrollen. Das 
lässt die Prozesslogik ungeachtet der 
für alle Prozessbeteiligten offensichtli-
chen Unglaubwürdigkeit Temmes nicht 
zu. Den Spitzenleuten der hessischen Si-
cherheitsbehörden oder dem damaligen 
Innenminister und heutigen Ministerprä-
sidenten Bouffier wird damit im Ergebnis 
eine staatsdienliche Integrität beschei-
nigt, die über den zahlreichen Unstim-
migkeiten der «Kasseler Problematik» 
steht. 
Integrität und «Glaubwürdigkeit von 
Amts wegen» genießen diese Personen 
allerdings nur so lange, wie ihre Aus-
sagen das «Vertrauen in die Behörden» 
nicht gefährden. Besonders deutlich ist 
dies im Fall von Dr. Hans-Jürgen Förs-
ter geworden: Der ehemalige Präsident 
des Landesamts für Verfassungsschutz 
Brandenburg, Oberstaatsanwalt und Un-
terabteilungsleiter im Bundesinnenmi-
nisterium, gab 2012 als amtierender Bun-
desanwalt am Bundesgerichtshof den 
Hinweis, dass der im NSU-Prozess an-
geklagte Ralf Wohlleben im ersten NPD-
Verbotsverfahren Anfang der 2000er 
Jahre als eine V-Mann-Quelle aufgelistet 
worden sei. Sollte das zutreffen, hätte ei-
ne Geheimdienstbehörde eine Quelle in 
unmittelbarer Nähe zum NSU-«Trio» ge-

23  Die Schranken für eine Skandalisierung jenseits der Per-
son Zschäpe wurden im Verlauf der NSU-Aufklärung immer 
höher: Die im Oktober 2016 bekannt gewordene Feststellung 
von Böhnhardts DNA am Fundort der ermordeten minderjäh-
rigen Peggy sorgte zwar zunächst für Aufmerksamkeit – dann 
folgte die abstruse «Meterstab-Theorie» der Bayreuther Staats-
anwaltschaft, wonach die DNA Böhnhardts auf einem «12 mal 
4 Millimeter kleinen Textilstück» über fünf Jahre lang an einem 
Messstab der Polizei als «sogenannte Trugspur» verweilt habe, 
die die drohende Skandalisierung im Keim erstickte (Staatsan-
waltschaft Bayreuth 2017). 



22 führt, womit ein staatliches Nichtwissen 
um die Terrorgruppe kaum aufrechtzu-
erhalten wäre (ähnliche Spekulationen 
betreffen die in der «Aktion Konfetti» ge-
schredderten Akten). Förster bekräftigte 
seine – potenziell eine Staatskrise aus-
lösende – Aussage auch vor dem parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss 
des Bundestags: Detailliert schilderte er 
seine Erinnerungen und Abwägungen, 
ob seine Aussage nicht Geheimnisverrat 
darstelle. Förster und seine Aussagen vor 
dem parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss wurden sowohl von seinen 
KollegInnen bei der Bundesanwaltschaft 
als auch von der kritischen Öffentlichkeit 
als unglaubwürdig eingestuft. Die Illus
trierte Stern schrieb in ihrem Investigativ-
Blog unter dem Titel «Wie ein V-Mann-
Verdacht sich in Luft auflöste»: 
«War der als Unterstützer der NSU-Terro-
risten angeklagte Ralf Wohlleben V-
Mann? Ein Bundesanwalt hatte den Ver-
dacht geschürt und musste ihn jetzt 
ausräumen. Das Gedächtnis ist ein 
schlechter Ratgeber. Erinnerungen ver-
blassen nicht nur, sie verfärben sich 
auch. […] Die ganze Aufregung war wohl 
vergebens» (Stern, 23.11.2012).
Trotz seiner Autorität von Amts wegen 
und seiner klaren Erinnerung an die Be-

schaffenheit des Dokuments mit den 
Klarnamen der Nazi-Spitzel wurde Förs-
ters Aussage jegliche Glaubwürdigkeit 
entzogen. Die strukturelle Logik der re-
pressiven Staatsapparate steht über der 
individuellen Integrität einzelner Mit-
glieder der Apparate, die zur Aufklärung 
im NSU-Komplex auch und trotz even-
tuell staatsschädigender Folgen beitra-
gen wollen. Sowohl die konsequente 
Dethematisierung von Försters Erinne-
rungen als auch die juristische Setzung 
von Temmes «Glaubwürdigkeit» sind das 
Ergebnis hegemonialer Wahrheitskon
struktionen, die den Verdacht der Mit-
wisserschaft der Sicherheitsapparate an 
der NSU-Mordserie abwehren sollen. 
Ganz im Sinne von Fritsches Staatswohl-
Doktrin wird damit letztendlich ein Unter-
minieren des Regierungshandelns ver-
hindert.
Derart offensiv können die repressiven 
Apparate ihre Form des Staatsschutzes 
deshalb betreiben, weil es weder Skan-
dalisierung noch ernsthaften politischen, 
öffentlichen und medialen Druck in Re-
aktion auf die immer wiederkehrenden 
Aufklärungsbehinderungen der Appa-
rate gibt – das ist der Beitrag des weite-
ren Staates zum Vorrang des (Mit-)Täter-
schutzes vor Aufklärung.



234 Fazit: Ohne Staatskritik keine Aufklärung

Abschließend muss festgehalten wer-
den, wie hegemonial das Desinteresse 
an einer Aufklärung der NSU-Morde und 
des gesamten NSU-Komplexes ist – ei-
ne Hegemonie, die sich nicht nur auf 
das staatliche Feld beschränkt, sondern 
auch die «Staatsgläubigkeit» der Zivilge-
sellschaft einschließt (vgl. Thomas et al. 
2015: 146): Es gibt keine Großdemons-
trationen, keine (General-)Streiks, keine 
Blockaden von Autobahnen (wie etwa 
noch 2007 in Hessen anlässlich der ver-
gleichsweise banalen Studiengebühren) 
oder andere Formen zivilen Ungehor-
sams, die das Ausbleiben von Aufklä-
rung skandalisieren. Nichts verleiht der 
Forderung vehement Ausdruck, auszu-
schließen, dass die Sicherheitsbehörden 
rassistischen Terror decken oder gar un-
terstützen. Unbequeme gesellschaftliche 
Interventionen, zentral etwa die Anklage 
des NSU-Tribunals in Köln 2017, verpuf-
fen und bleiben ungehört. 
Ein Grund dafür scheint zu sein, dass 
der rechtsradikale Terror vor allem Mi
grantInnen, Schwule, Obdachlose, An-
tifaschistInnen, People of Color oder 
Geflüchtete trifft und sich die weiße 
Mehrheitsgesellschaft, die bislang nicht 
unmittelbar betroffen ist, passiv dazu 
verhält. Im Ergebnis drückt sich diese 
passive Zustimmung zur rassistischen 
Praxis als hegemoniales Desinteresse 
aus, in dessen Rahmen die repressiven 
Apparate weitgehend ungehindert und 
vor allem folgenlos ihren selbstdefinier-
ten Staatsschutz, der einer Aufklärung 
des NSU-Komplexes entgegensteht, be-
treiben können.
Hätte der NSU seinen Terror auf soge-
nannte Funktionsträger in der deutschen 
Gesellschaft gerichtet, deren Bedeutung 

vermeintlich über der der hingerichteten 
migrantischen Kleinunternehmer liegt, 
etwa UnternehmerInnen, Verbandsfunk-
tionärInnen oder PolitikerInnen, hätte 
dies sehr wahrscheinlich zu einer deut-
lich intensiveren und kritischeren Be-
richterstattung geführt. Die staatlichen 
Aufklärungsbemühungen wären im-
mens, um Rechtsstaatlichkeit und das 
Vertrauen in die Institutionen genau die-
ser gesellschaftsrelevanten AkteurInnen 
sicherzustellen. Die «strukturelle Privile-
gierung derjenigen Interessengruppen 
und Funktionsbereiche, die zwar nicht 
aufgrund deklarierter gemeinsamer In-
teressen, so doch ihrer funktionalen Un-
entbehrlichkeit wegen bevorzugt in den 
Genuss politischer Subventionen kom-
men» (Offe 2006: 46), würde den Einsatz 
der oft zitierten ganzen Härte des Rechts-
staats bewirken, wie es etwa im Kontext 
des linksradikalen Terrors in den 1970er 
Jahren der Fall war.
Demgegenüber sind die Morde an mi
grantischen Mitbürgern – die Hinrich-
tung der Polizistin Kiesewetter davon 
ausgenommen  – offenbar nicht aus-
reichend relevant und ihre Aufklärung 
deshalb nicht zwingend nötig. Sie pro-
vozieren über einen vorübergehenden 
Medienhype (Stichwort «Dönermorde») 
und die langfristige Verunsicherung der 
migrantischen Community hinaus «kei-
ne systemrelevanten Risiken» (ebd.) für 
das Staatswohl, da die betroffenen sozia
len Gruppen im kapitalistischen Staat 
strukturell vernachlässigt werden.24 Wie 

24  Es ist daher nur konsequent, dass die Zahlung von Sozial-
leistungen an die Witwe eines NSU-Opfers eingestellt wur-
de, nachdem sie 10.000 Euro Entschädigung aus dem Opfer-
fonds bekommen hatte – nach vielen Jahren der Verdächtigung 
und Erniedrigung im Zuge der rassistischen Ermittlungen (Pau 
2012: 202).



24 herausgearbeitet liegt die Definitions-
macht über das Staatswohl bei der Re-
gierung und ihren Geheimdiensten – und 
solange die demokratisch gewählten 
Parlamente diesen Umstand akzeptie-
ren, muss davon ausgegangen werden, 
dass eine gesellschaftliche Mehrheit mit 
solchermaßen postdemokratischen Zu-
ständen (Crouch 2004) zumindest keine 
Probleme hat. Aus den oben angeführ-
ten Gründen verteidigen die repressiven 
Staatsapparate die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung der Bundesre-
publik nicht auf neutrale Art und Weise 
(im Sinne des Art. 3 GG «Alle Menschen 
sind vor dem Gesetz gleich»), sondern 
sind in erster Linie an der Aufrecht
erhaltung des Staatswesens im Sinne 
einer «Ermöglichungsagentur kapita-
listischer Bewegung» (Lessenich 2009: 
134) interessiert. Mehr als eine nach-
richtendienstliche Betreuung neonazis-
tischer Gruppen ist dafür nicht erforder-
lich, solange dieser Terror nicht direkt die 
«Funktionsfähigkeit des Staates und sei-
ner Behörden im Kernbereich» (Fritsche 
2012) bedroht.
Um dem NSU-Komplex gesellschaftli-
che Relevanz zu verleihen, bräuchte es 
stattdessen entschiedene Formen poli-
tischer Auseinandersetzungen und zivil
gesellschaftlichen Ungehorsams, die den 
Druck auf die staatlichen Apparate und 
die Kosten der Nichtaufklärung in die Hö-
he treiben. Erst wenn zum Beispiel das 
deutsche Bruttoinlandsprodukt oder das 
Investitionsklima beeinträchtigt wären, 
käme man dem harten Kern des bürger-
lichen Staatswesens etwas näher, und 
die Definition von Staatsschutz könnte 
und müsste sich dahingehend verändern, 
dass die Offenlegung der Hintermänner 
und der Rolle staatlicher Strukturen im 
NSU-Komplex Staatsraison wird.

Solange allerdings das hegemoniale 
Desinteresse nicht durchbrochen wird 
und die Forderung nach Aufklärung le-
diglich eine untergeordnete Rolle in den 
öffentlichen Diskursen spielt, steht die 
Staatsraison einer fundamentalen Auf-
klärung des NSU entgegen. Es wäre die 
zivilgesellschaftliche Verantwortung, 
diese strukturelle Schieflage im kapita-
listischen Staat zu erkennen und daraus 
die richtigen Lehren zu ziehen. Wer den 
NSU-Komplex tatsächlich aufklären 
möchte, muss eine staatskritische Per-
spektive einnehmen und somit konse-
quenterweise auch eine Gefährdung 
des Staatswohls in Kauf nehmen – statt 
dem Staat die Rolle des Aufklärers zu-
zuschreiben und den NSU-Komplex mit 
dem Ende des Prozesses im Münchner 
Staatsschutzsenat abzuhaken. Unter 
den gegebenen Bedingungen wird die 
Forderung nach Aufklärung allerdings 
nur von wenigen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und an der Peripherie ideolo-
gischer Staatsapparate erhoben – etwa 
wenn sich im Rahmen der akademischen 
Beschäftigung mit dem Thema NSU die 
Möglichkeit ergibt, einen wissenschaft
lichen Artikel zu verfassen und der Musea
lisierung des NSU-Komplexes wenigs-
tens noch ein Fragezeichen anzuhängen. 
Offen bleibt, ob es sich hierbei um mehr 
handelt als um eine für das Staatswohl 
tendenziell förderliche Akademisierung 
der Kritik. Dem Versagen und der Vertu-
schung der staatlichen Apparate – denen 
des engeren Staates – folgte und folgt ein 
Versagen des zivilgesellschaftlichen wei-
teren Staates, der den jahrelangen rassis-
tischen Terror auch nach dessen Enttar-
nung weiterhin mit Desinteresse belohnt 
und damit an der Festigung einer men-
schenverachtenden deutschen Staats-
raison entscheidend mitwirkt. Unter sol-



25chen Voraussetzungen wird es auch bei 
der nächsten rechten Terrortat wieder 
nur Überraschung und Empörung ge-
ben, als wäre vorher nichts gewesen.

Andreas Kallert ist Politikwissenschaftler und hat 

sich in seiner Dissertation mit der Finanzkrise ab 

2007 befasst. Vincent Gengnagel ist Soziologe 

und promoviert über den Strukturwandel der 

Sozial- und Geisteswissenschaften. Gemeinsam 

recherchieren sie zu NSU und ähnlichen Katas

trophen, etwa dem Schwächeln der viel zitierten 

«kritischen Öffentlichkeit».
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